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 Änderungsantrag 
19.01.2022 

HHA 

Fraktion der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Stellen für Rechtspflegerinnen und Rechtsfpleger 
 
Einzelplan  05 Hessisches Ministerium der Justiz  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  05 04 Ordentliche Gerichte 
Buchungskreis: 2410 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

1 - 3 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Alle Produkte 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 532.530,5 +1.424,0 533.954,5 
 Eigene Erlöse 5.512,8 0,0 5.512,8 
 Produktabgeltung 527.017,7 +1.424,0 528.441,7 

 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 
Begründung des Änderungsantrags: 
Im Bereich der Rechtspflege ist die Arbeitsbelastung besonders hoch. Die durchschnittliche Arbeitsbelastung der 
Rechtpfleger*innen in Hessen liegt laut dem zuständigen Ministerium bei 140 Prozent. Ein weiterer Beweis dafür, dass 
in dem Bereich jede Arbeitskraft unentbehrlich ist, dass in den vergangenen 10 Jahren im Bereich der Rechtspflege kein 
einziger Antrag auf Teilzeitbeschäftigung bewilligt wurde.  
 
Um eine Belastungsquote von 100 % nach Pebb§y zu erreichen, werden weitere Stellen benötigt. Der Bund Deutscher 
Rechtspfleger sieht hier aufgrund der Belastung durch enforcement trailer, aber vor allem durch die kommende 
Einführung der elektronischen Akte und der notwendigen vorbereitenden Arbeiten zur Datenmigration ins 
Datenbankgrundbruch gleichfalls die Notwendigkeit eines deutlichen Stellen-Aufschlags. Es sollen 50 zusätzliche Stellen 
für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger geschaffen werden. 
 
Die Mittelerhöhung wird für den Zeitraum Juli bis Dezember 2022 angesetzt. 

 
 

  Drucksache 20/7393 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Wiesbaden, 19. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Günter Rudolph 
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